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Vorwort

Wir tun das Richtige richtig, nicht, weil wir müssen, sondern 
weil wir es wollen.

Als öffentlich Bedienstete sind wir zur Einhaltung der Bundesverfassung und 

aller geltenden Gesetze verpflichtet. Wir achten speziell auf die Erfüllung 

unserer Dienstpflichten und sind uns unserer Vorbildwirkung bewusst. 

Als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller Dienststellen des Sozialministeriums 

nehmen wir zusätzlich eine besondere Verantwortung der Allgemeinheit gegen-

über wahr, die über die Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften hinausgeht.

In diesem Sinne werden wir alle unsere Handlungen und Entscheidungen auch 

immer wieder kritisch hinterfragen.

Es besteht großes Vertrauen in die Integrität der Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter.

Der Verhaltenskodex soll im täglichen Verhalten als Orientierungshilfe dienen, 

wobei den Führungskräften durch ihre Vorbildwirkung eine besondere Rolle 

zukommt.

Gleichzeitig gibt der vorliegende Kodex der Öffentlichkeit Auskunft über 

grundsätzliche Verhaltensweisen, die sie im Kontakt mit Bediensteten der 

Dienststellen des Sozialministeriums erwarten kann und unterstreicht unseren 

ethischen Anspruch.
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Begriffserklärungen
Compliance wird ganz allgemein als Verhalten verstanden, das sich in Überein-

stimmung mit geltenden Gesetzen und Regeln befindet.

Persönliche Integrität ist die fortwährend aufrechterhaltene Übereinstimmung 

eines persönlichen, ethischen Wertesystems mit dem eigenen Handeln. Integre 

Personen lassen sich in ihrem Verhalten nicht von Drohungen und/oder An-

reizen durch äußere und innere Einflüsse, sondern von eigenen Werten und 

Prinzipien leiten.

Bis heute existiert keine einheitliche, international anerkannte Korruptions-
definition.

Eine gängige und griffige Definition kommt von Transparency International, 

einer international tätigen Organisation zur Korruptionsbekämpfung: 

„Korruption ist Missbrauch von anvertrauter Macht zum 
privaten Nutzen oder Vorteil“. 

Korruption wird in diesem Sinne als Oberbegriff für eine Vielzahl an einzelnen 

kriminellen Aktivitäten verwendet.

Wie wir miteinander umgehen

Wir alle haben das Recht auf eine respektvolle Behandlung durch Vorgesetzte, 

Kolleginnen und Kollegen und tragen auch selbst zu einem guten Funktionieren 

der dienstlichen Zusammenarbeit bei. Unser Umgang miteinander ist dem-

gemäß von Vertrauen, Offenheit und dem Bemühen um Objektivität geprägt.
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Wir versuchen nach Kräften, alles zu vermeiden, was zu einer Bevorzugung 

oder Benachteiligung einzelner Personen oder ganzer Personengruppen führen 

könnte, unterlassen unsachliche persönliche Bemerkungen und diskriminie-

rende Äußerungen und hüten uns vor einseitigen Pauschalurteilen.

Wir treten für eine umfassende Gleichstellung von Frauen und Männern ein.

Wir achten die Fair-Play Vereinbarung des Ressorts mit dem Ziel, Mobbing gar 

nicht erst aufkommen zu lassen.

Wie wir mit Bürgerinnen und Bürgern umgehen

Unser Umgang mit Bürgerinnen und Bürgern ist professionell und respektvoll, 

unabhängig davon, welcher Art das Anliegen ist, das an uns herangetragen 

wird. Wir behandeln unsere „Gegenüber“ so, wie wir im umgekehrten Fall 

selbst behandelt werden wollen.

Wir bemühen uns bei der Antwort um Verständlichkeit. Ist bei telefonischen 

Anfragen eine Beantwortung nicht unmittelbar möglich, bieten wir Klärung 

und einen zeitnahen Rückruf an. Wenn wir für eine Anfrage nicht zuständig 

sind, teilen wir die zuständige Stelle mit und stellen – wenn möglich – direkten 

Kontakt her.

Aufgebrachten Bürgerinnen und Bürgern begegnen wir mit Sachlichkeit. Un-

sachliche und beleidigende Äußerungen oder Handlungen weisen wir jedoch 

entschieden zurück.
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Wie wir mit Medienanfragen umgehen

Als Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiter der Zentralstelle erteilen wir Medien im 

dienstlichen Zusammenhang keine Auskünfte, es sei denn wir werden eigens 

dazu ermächtigt. Nimmt ein Medienvertreter oder eine Medienvertreterin mit 

dem Wunsch nach Informationen Kontakt mit uns auf, verweisen wir grund-

sätzlich an die Pressesprecherinnen und Pressesprecher des Ministers bzw. 

der Ministerin.

Als Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiter des Sozialministeriumservice verweisen 

wir bei Medienanfragen grundsätzlich an die jeweilige Dienststellenleitung.

In der Arbeitsinspektion ist die Erteilung von Auskünften an Medienver-

treterinnen und Medienvertreter grundsätzlich dem Amtsleiter bzw. der 

Amtsleiterin vorbehalten.

Beim Zusammentreffen mit Medienvertreterinnen und Medienvertretern vor 

Ort, z. B. bei Arbeitsunfällen, kann von jedem Arbeitsinspektionsorgan zum 

vorliegenden Fall Stellung genommen werden. Hinsichtlich der Informationen, 

die weitergegeben werden dürfen und anderen Details beachten wir den 

Erlass „Öffentlichkeitsarbeit und Umgang mit Medien“ vom 14. August 2002.

Wir sind Vertreterinnen und Vertreter des 
Ministeriums und seiner Dienststellen

Als Bedienstete der Dienststellen des Sozialministeriums bekennen wir uns zu 

unserer öffentlichen Vorbildrolle. Daher vermeiden wir Aktivitäten, die Zweifel 

an unserer Objektivität erwecken oder dem Ruf des Sozialministeriums bzw. 

seiner jeweiligen Dienststelle abträglich sind.
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Unser Auftreten im Dienst entspricht in allen Belangen jenen Anforderungen, 

die an uns als Repräsentantinnen und Repräsentanten einer Dienststelle eines 

Bundesministeriums gestellt werden.

Im Umgang mit Geschäftspartnerinnen und Geschäftspartnern, Interessenver-

tretungen, Unternehmen oder anderen beruflich relevanten Kontakten achten 

wir auf eine klare Trennung von privatem und beruflichem Kontext.

Insbesondere verwenden wir unsere berufliche Tätigkeit bzw. unsere Amts-

stellung nicht zur Durchsetzung von privaten Anliegen und Wünschen oder 

zur Erlangung von Vorteilen für uns oder für Dritte.

Verantwortungsvoller Umgang mit  
sozialen Medien

Bei der privaten Nutzung von sozialen Netzwerken, Foren und Blogs achten 

wir auf einen verantwortungsvollen Umgang mit Informationen und ein be-

sonnenes Auftreten und beachten die „Social Media Guidelines“ des Ressorts.

Vor allem überlegen wir uns genau, welche persönlichen Informationen wir 

über uns und unsere Arbeitssituation preisgeben.

Eine unbedachte Äußerung im Freundeskreis kann schnell wieder vergessen 

sein. Was aber einmal den Weg ins Internet gefunden hat, bleibt bestehen 

und kann nur mehr schwer bzw. oft nicht vollständig gelöscht werden.
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Wir bemühen uns um Objektivität und 
Sachlichkeit

Wir treffen dienstliche Entscheidungen jeder Art nach sachlichen Erwägungen. 

Die Beratung, Betreuung und Förderung von Anliegen von Bürgerinnen und 

Bürgern bzw. Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartnern sowie die 

Auswahl von Lieferantinnen und Lieferanten sowie Dienstleisterinnen und 

Dienstleistern erfolgt nach objektiven und sachlichen Kriterien.

Die Vergabe von Aufträgen und die Gewährung von Förderungen erfolgt aus-

schließlich auf Basis der gesetzlichen Bestimmungen.

Bei jedweder Form der dienstlichen Entscheidungsfindung oder 
-bewertung können diese Fragen hilfreich sein
•	 Liegen mir alle notwendigen Informationen vor? Habe ich mich 

ausreichend mit inhaltlich versierten Kolleginnen und Kollegen 

ausgetauscht?

•	 Ist meine Entscheidung die beste aller möglichen Alternativen?

•	 Wenn ich meine Entscheidung dokumentiere, wird eine unabhän-

gige Prüfung zum selben Ergebnis kommen?

•	 Könnte mein Verhalten missinterpretiert werden?

Vermeidung von Interessenkollisionen/ 
Befangenheit

Interessenkonflikte können entstehen, wenn Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, 

Familienangehörige, befreundete Personen oder solche, die diesen nahestehen, 
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in dienstliche Aktivitäten eingebunden sind, was einen tatsächlichen oder auch 

nur vermuteten negativen Einfluss auf unsere Objektivität bedeuten könnte.

Um schon den Anschein einer Befangenheit zu vermeiden, informieren wir 

in allen solcherart gelagerten Fällen unsere Vorgesetzte bzw. unseren Vor-

gesetzten und veranlassen gegebenenfalls unsere Vertretung.

Nebenbeschäftigungen

Nebenbeschäftigungen, die die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben behin-

dern, die Vermutung von Befangenheit hervorrufen oder sonstige wesentliche 

dienstliche Interessen gefährden, dürfen nicht ausgeübt werden. Die Art der 

Tätigkeit und die Gesellschaftsform der Organisation, in der diese stattfindet, 

sind dabei nicht relevant.

Tätigkeiten als Vorstand, Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat einer profit-

orientierten Organisation sind dem Dienstgeber bekanntzugeben. Ebenfalls 

meldepflichtig sind alle Nebenbeschäftigungen, durch die nennenswerte 

Einkünfte erzielt werden.

Durch eine Veränderung der beruflichen Tätigkeit kann eine bislang zulässige 

Nebenbeschäftigung unzulässig werden. Daher werden wir regelmäßig, 

jedenfalls aber bei einer beruflichen Veränderung, bestehende Nebenbeschäf-

tigungen hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit unseren beruflichen Aufgaben 

bewerten.

Kritische Berührungspunkte bei der Hauptbeschäftigung liegen z. B. im Bereich 

Auftragsvergabe und Förderungen, Vertragsabschluss, Leistungskontrolle, 

Vertragsüberwachung sowie behördliche Aufgaben (Genehmigungsverfahren, 

Aufsicht und Kontrolle).
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Kritisch bei Unternehmen zu denen ein dienstlicher Kontakt besteht, sind vor-

handene Kapitalbeteiligung, Mitarbeit im Unternehmen, Verträge als Beraterin 

bzw. Berater oder als Konsulentin bzw. Konsulent sowie gehäufte Vortrags- 

oder Schulungstätigkeiten außerhalb der dienstlichen Tätigkeit.

Für den Bereich der Arbeitsinspektion ist außerdem als Maßstab für solche 

Tätigkeiten jedenfalls § 18 Abs. 3 Arbeitsinspektionsgesetz relevant und zu 

beachten.

Im Zweifelsfall wenden wir uns an die Personalabteilung.

Umgang mit öffentlichem Eigentum

Wir gehen mit dem uns anvertrauten Eigentum verantwortlich um und schützen 

es vor Verlust, Zerstörung oder Diebstahl.

Zur Verfügung gestelltes Büromaterial wird ausschließlich für arbeitsbezogene 

Belange verwendet. Dabei wird auf ressourcenschonenden Einsatz geachtet.

Die erlaubte private Nutzung der IT-Infrastruktur und der Geräte erfolgt im 

Rahmen der IKT-Nutzungsverordnung des Bundes und der IT-Benutzungs-

richtlinien des Ressorts.

Wo Transparenz, wo Verschwiegenheit?

Wir arbeiten transparent und nachvollziehbar und informieren im Anlassfall auf 

Grund unserer Auskunftspflicht Einzelpersonen sowie die Öffentlichkeit über 

unser berufliches Handeln. Abhängig vom jeweiligen beruflichen Tätigkeitsbe-

reich bestehen vielfältige und spezielle Verschwiegenheitspflichten, die unsere 
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Auskunftspflicht begrenzen und die auch im Ruhestand bzw. in der Pension 

oder nach dem Ausscheiden aus dem Öffentlichen Dienst weiterhin gelten.

Der Schutz von personenbezogenen Daten und vertraulichen Informationen 

sowie die Einhaltung der maßgeblichen datenschutzrechtlichen Bestimmungen 

sind wesentliche Grundlage für das Vertrauen der Öffentlichkeit in das Sozial-

ministerium und seine Dienststellen.

Wir behandeln daher vertrauliche Informationen als solche und schützen diese 

vor dem Einblick und Zugriff Dritter sowie nicht beteiligter Kolleginnen und 

Kollegen. Unser eigener Datenzugriff erfolgt nur im Rahmen einer gegebenen 

dienstlichen Zuständigkeit und Rolle.

Tritt eine Bürgerin oder ein Bürger an uns mit dem Ersuchen um Weitergabe 

einer Information heran, wägen wir ihr bzw. sein Interesse am Erhalt dieser 

Information sorgfältig gegen jene privaten oder öffentlichen Interessen, die 

durch die Weitergabe oder sogar Veröffentlichung der Information verletzt 

werden könnten, ab. Wir bemühen uns dabei vor allem, die öffentliche Bloß-

stellung von Einzelpersonen zu verhindern.

Im Zweifelsfall wenden wir uns an unsere Führungskraft. Wir dokumentieren 

die Weitergabe oder auch die Nicht-Weitergabe der betreffenden Information 

sowie die für die jeweilige Entscheidung ausschlaggebenden Gründe.
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Der Korruption keine Chance
Korruption führt zu volkswirtschaftlichem Schaden. Jedes (aufge-

deckte oder auch nur vermutete) Fehlverhalten schadet dem Rechts-

staat und dem Ansehen seiner Beschäftigten.

Der Korruption ist auf allen Ebenen aktiv zu begegnen und alle 

Bediensteten sind diesbezüglich zu verstärkter Achtsamkeit ange-

halten.

Denn Korruption kann nur verhindert und bekämpft werden, wenn 

sich jede und jeder Einzelne in der Verwaltung dafür verantwortlich 

fühlt. Das bedeutet zum einen, dass alle Beschäftigten im Rahmen 

ihrer Aufgaben dafür zu sorgen haben, dass Außenstehende keine 

Möglichkeit zur unredlichen Einflussnahme auf Entscheidungen 

haben.

Das bedeutet aber auch, dass Fehlverhalten nicht aus falsch ver-

standener Solidarität oder Loyalität gedeckt werden darf.

Wir beteiligen uns nicht an Vertuschungsversuchen. Alle haben die 

Verpflichtung, zur Aufklärung von Korruption beizutragen und die 

Dienststellen des Sozialministeriums und deren Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter vor Schaden zu bewahren.

Ein Verdacht sollte allerdings nur dann geäußert werden, wenn es 

nachvollziehbare Hinweise dafür gibt.
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Einladungen und Geschenke

Wir nehmen im Rahmen unserer Dienstausübung keine Geschenke und auch 

keine anderen Vorteile an.

Das betrifft nicht nur Sachgeschenke oder Trinkgelder, sondern auch Gut-

scheine, Urlaubsreisen sowie Einladungen zu Veranstaltungen und Essen ohne 
dienstlichen Zusammenhang. Auch über das übliche Maß hinausgehende 

Rabatte, das Angebot der Erbringung von Dienstleistungen jeder Art, Joban-

gebote sowie die kostenlose Überlassung von Fahrzeugen oder Unterkünften 

stellen unangemessene Vorteile dar.

Erlaubt ist die Teilnahme an Veranstaltungen zu Repräsentationszwecken und 

die Entgegennahme von so genannten Ehrengeschenken und Einladungen als 

offizielle Vertretung des Ressorts bzw. einer Dienststelle, die aus Gründen der 

Höflichkeit nicht abgelehnt werden können. Wenn wir in offizieller Eigenschaft 

ein Ehrengeschenk entgegennehmen, melden wir dies umgehend unserer 

Dienststelle.

Im Dienstrecht ist geregelt, dass orts- oder landesübliche Aufmerksamkeiten 

geringen Wertes nicht als Geschenk gelten. Zur griffigeren Formulierung, was 

darunter zu verstehen sei, hat sich die so genannte 3K-Regel etabliert. Nicht 

als Geschenk gelten demnach Kugelschreiber, Kalender und Kleinigkeiten von 

vernachlässigbarem Wert.

Im Zweifelsfall kann eine Rückfrage beim Integritätsbeauftragten oder beim/

bei der Vorgesetzten Unklarheiten beseitigen. Bei Regelungen wie dieser, die 

einen gewissen Interpretationsspielraum bieten, bewerten wir die jeweilige 

Situation sorgfältig und mit Augenmaß.
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Wer mit Geschenken konfrontiert wird, die aufgrund ihrer Art nicht 
sofort kategorisch abzulehnen sind, sollte sich diese Fragen stellen
•	 Würde ich diese Geschenke auch in Gegenwart von Zeugen oder 

Zeuginnen annehmen wollen?

•	 Wie würde die Annahme auf Dritte wirken?

•	 Würde ich das Geschenk annehmen, wenn davon am nächsten 

Tag in der Zeitung zu lesen wäre?

•	 Würde eine Annahme des Geschenks das Vertrauen der Allge-

meinheit in die Objektivität des Öffentlichen Dienstes vermin-

dern?

•	 Habe ich grundsätzlich ein „gutes Gefühl“ dabei?

•	 Entsteht durch mein Verhalten der Eindruck, dass ich für 

Geschenke empfänglich bin?

 

Die Annahme von Geschenken oder anderen Vorteilen stellt nicht nur unsere 

Objektivität in Frage, sondern kann auch ein Türöffner für Korruptionsversuche 

sein. Dies gilt im Besonderen für die wiederholte Annahme von Geschenken 

oder Vergünstigungen („Anfüttern“), auch wenn diese von geringem Wert sind.

Deshalb stehen wir auch so genannten „kleinen Aufmerksamkeiten“ wachsam 

und kritisch gegenüber.

Sponsoring

Unter Sponsoring versteht man einen Austausch von Leistung und Gegenleis-

tung: Die öffentliche Verwaltung erhält Geld- oder Sachmittel und im Gegenzug 

der Sponsor einen Ansehensgewinn in Form von Werbung (z. B. Folder, Plakate, 

Einschaltungen,…).
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Sponsoring ist nur möglich, wenn eine entsprechende Öffentlichkeitswirkung 

vorhanden ist, ein adäquates Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung 

besteht und durch die Art des Sponsors keinerlei Bedenken hinsichtlich der 

Objektivität gegeben sind.

Beratung und Hilfestellung

Erste Ansprechstelle für alle Fragen ist die bzw. der unmittelbare Vorgesetzte 

bzw. die Personalabteilung.

Darüber hinaus steht der Integritätsbeauftragte des Sozialministeriums (Peter 

Neulinger, DW 86 6537) jederzeit – auch außerhalb des Dienstwegs – als An-

sprechpartner zur Verfügung.

Er beantwortet Fragen zum richtigen Verhalten in bestimmten Situationen, zum 

Themenbereich Korruption und ethische Verwaltung und nimmt Anregungen 

oder Vorschläge entgegen. 

Allgemeine Grundsätze
Bin ich mir hinsichtlich der Bewertung einer Situation unsicher, 

bespreche ich sie mit meiner bzw. meinem Vorgesetzten.

Fällt mir problematisches Verhalten auf, suche ich den konstruktiven 

Dialog.

Handelt es sich um dienst- oder strafrechtlich relevantes Fehlverhal-

ten, leite ich entsprechende Maßnahmen ein.
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Die besondere Rolle der Führungskräfte

Als Vorgesetzte bzw. Vorgesetzter bin ich mir meiner beson-
deren Verantwortung gegenüber meinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern bewusst:

Ich stehe zu ethischen Werten, handle danach und nehme meine Vorbild-

funktion gewissenhaft wahr.

Ich führe meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit sozialer Verantwortung 

und begegne ihnen mit Wertschätzung.

Ich sorge für eine gerechte und nachvollziehbare Aufgabenverteilung.

Ich nehme meine Dienst- und Fachaufsicht verantwortungsvoll wahr.

Ich prüfe gemeinsam mit meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mögliche 

Probleme und Risiken im eigenen Arbeitsbereich und setze entsprechende 

Verbesserungen um.

Ich trete in meinem Einflussbereich aktiv – auch gegenüber Bürgerinnen und 

Bürgern, Geschäftspartnerinnen und Geschäftspartnern und Unternehmen – 

gegen unerlaubte Geschenkannahme auf.

Ich bekenne mich zu nachhaltiger Korruptionsprävention und Korruptionsbe-

kämpfung und sensibilisiere meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für dieses 

Thema. Ich achte auch auf entsprechende Auffälligkeiten.
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Anhang

Relevante Gesetze und Verordnungen und die wichtigsten Paragraphen

•	 Beamtendienstrechtsgesetz 

–– Allgemeine Dienstpflichten – § 43 BDG

–– Amtsverschwiegenheit – § 46 BDG

–– Befangenheit – § 47 BDG

–– Geschenkannahme – § 59 BDG

–– Nebenbeschäftigung – § 56 BDG

–– Gemäß § 5 VBG gelten die angeführten BDG-Bestimmungen auch 

für Vertragsbedienstete.

•	 Bundesgleichbehandlungsgesetz

•	 Strafgesetzbuch

–– Strafrechtlicher Beamtenbegriff – § 74 StGB

–– Missbrauch der Amtsgewalt – § 302 StGB

–– Strafbare Handlungen unter Ausnützung einer Amtsstellung – § 313 

StGB

–– Amtsanmaßung und Erschleichung eines Amtes – § 314 StGB

–– Verletzung des Amtsgeheimnisses – § 310 StGB

–– Bestechlichkeit – § 304 StGB

–– Vorteilsannahme – § 305 StGB

–– Vorbereitung der Bestechlichkeit oder der Vorteilsannahme – § 306 

StGB

•	 Auskunftspflichtgesetz

•	 Datenschutzgesetz

•	 IKT-Nutzungsverordnung

•	 Arbeitsinspektionsgesetz

–– Besondere Pflichten der Arbeitsinspektionsorgane – § 18
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